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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im März 2021 forderte der SP-Ständerat Paul Rechsteiner (SG) mittels Motion das
Schweizer Bürgerrecht für Menschen, die in der Schweiz geboren wurden (Ius Soli).
Die Schweiz mit ihrer langen demokratischen Tradition sei gegenwärtig nur eine
«Dreivierteldemokratie», da jede vierte Person, welche in der Schweiz lebe, nicht über
das Schweizer Bürgerrecht verfüge. Darunter befänden sich auch viele, welche seit
ihrer Geburt in der Schweiz lebten, hier aufgewachsen seien und das Land als ihre
Heimat betrachteten. Bis zum Erhalt des Bürgerrechts stünden diesen voll integrierten
Personen faktisch viele Hürden im Weg: So etwa Wohnortswechsel oder eine
Sozialhilfeabhängigkeit der Eltern, aber auch das komplexe dreistufige
Einbürgerungsverfahren auf den föderalen Ebenen der Schweiz. Wer hier geboren
worden und aufgewachsen sei, müsse unbedingt als vollwertiges Mitglied der
Gesellschaft anerkannt werden und automatisch das Bürgerrecht erhalten, fasste der
Motionär sein Anliegen im Ratsplenum in der Wintersession 2021 zusammen. Der
Ständerat behandelte die Motion dabei zusammen mit einer Motion Mazzone (gp, GE;
Mo. 21.3112), die ebenfalls eine Erleichterung der Einbürgerung von Ausländerinnen und
Ausländern zweiter Generation verlangte. Anders erachtete Ratskollegin Heidi Z'graggen
(mitte, UR) die Sachlage: Beim schweizerischen Bürgerrecht handle es sich um eine
historische Tradition, welche sehr stark in den föderalen Ebenen des Landes verankert
sei. Die Einführung des aus den angelsächsischen historischen Einwanderungsstaaten
stammenden Ius Soli würde deshalb eine «fundamentale Abkehr von der historischen
Tradition des schweizerischen Bürgerrechts» bedeuten. Nicht zuletzt öffne eine solche
Änderung des Bürgerrechtsprinzips das Tor zur Umgehung von
Migrationsbestimmungen, da eine Staatsbürgerschaft der Kinder ein «sehr starkes
Argument für ein Aufenthaltsrecht der Eltern» darstelle. An der Diskussion im Plenum
beteiligte sich auch Marco Chiesa (svp, TI), der die Einbürgerung nicht als ersten Schritt
des Integrationsprozesses, sondern als Abschluss davon verstand. Der Ständerat lehnte
die Motion in der Folge mit 29 zu 13 Stimmen ab. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2021
CATALINA SCHMID

Mittels Motion forderte Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) eine Änderung der BV, sodass
neben ausländischen Personen der dritten Generation auch Ausländerinnen und
Ausländer der zweiten Generation erleichtert eingebürgert werden können. Die zweite
Generation habe aufgrund der Geburt oder dem Aufwachsen in der Schweiz eine
Beziehung sowie ein Zugehörigkeitsgefühl zur Schweiz entwickelt und erfülle damit die
selben Voraussetzungen wie die Menschen der dritten Generation. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Eine erleichterte
Einbürgerung für die zweite Generation gemäss BV bedeutete, dass diese Kompetenz
neu auf Bundesebene angesiedelt würde, und damit ein weiterer Bedeutungsverlust für
das Kantons- und Gemeindebürgerrecht. Die unteren Staatsebenen könnten in diesem
Fall nur noch über die Einbürgerung der ersten Generation verfügen, so der Bundesrat.
Infolge eines Ordnungsantrags von FDP-Ständerat Andrea Caroni (AR) in der
Wintersession 2021 wurde der Vorstoss der SPK-SR zur Vorberatung zugewiesen.

Am 17. März 2023 wurde die Motion schliesslich abgeschrieben, da die Zweijahresfrist
ohne abschliessende Behandlung in Rat verstrichen war. 2

MOTION
DATUM: 14.12.2021
CATALINA SCHMID
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Privatrecht

Mittels Motion verlangte Ständerat Thomas Minder (parteilos, SH), dass
Namensänderungen für Personen mit Landesverweis verunmöglicht werden sollen. Die
Möglichkeit zur Namensänderung werde von verurteilten Straftäterinnen und
Straftätern genutzt, um sich wieder eine «reine Weste» zu geben. Bei Personen mit
Landesverweis sei das Argument, die Namensänderung sei notwendig, um die
Resozialisierung in der Gesellschaft zu ermöglichen, allerdings nicht anwendbar. Sie
müssten die Schweiz ohnehin verlassen, weshalb in solchen Fällen das öffentliche
Sicherheitsinteresse höher zu gewichten sei als das individuelle Interesse der
verurteilten Person, begründete der Motionär sein Anliegen. Der Bundesrat zeigte sich
in seiner Stellungnahme bereit, das Anliegen «unter dem Vorbehalt der Wahrung der
Grundrechte der betroffenen Person» umzusetzen, und beantragte die Motion zur
Annahme.
Im Ständerat wurde der Vorstoss in der Wintersession 2021 vor allem vor dem
Hintergrund diskutiert, dass die Schaffhauser Behörden dem verurteilten und mit
Landesverweis belegten Dschihadisten Osama M. eine Namensänderung bewilligt
hatten, wie Motionär Minder schilderte. Sein Schaffhauser Ratskollege Hannes Germann
(svp, SH) erklärte weiter, dass es so «einem Mann mit äusserst grossem
Gefährdungspotenzial [...] beinahe gelungen [wäre], eine neue Identität zu bekommen»,
da er «im Strafregister [fast] irgendwo zwischen Stuhl und Bank verschwunden» wäre.
Der Staat müsse künftig vermeiden, dass es zu einem solchen «Fast-Super-GAU»
kommen könne, appellierte er an die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter.
Die Grüne Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) beantragte die Ablehnung der Motion. Sie
warnte davor, aufgrund eines Einzelfalls zu legiferieren, und betonte, dass sie nicht
einsehe, weshalb in dieser Frage zwischen Verurteilten mit und ohne Landesverweis
unterschieden werden sollte; eine solche Ungleichbehandlung sei nicht gerechtfertigt
und verletze den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Wenn es
tatsächlich ein Problem sei, dass ein Strafregistereintrag «bei einem Namenswechsel
einfach verschwinden kann», dann sei das nicht nur bei Personen mit Landesverweis
ein Problem, pflichtete Mathias Zopfi (gp, GL) seiner Fraktionskollegin bei.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter bekräftigte den Willen des Bundesrates, die geforderte
Anpassung vorzunehmen, unter dem Aspekt der öffentlichen Sicherheit: «Wenn jemand
unter einer neu angenommenen Identität eine Gefährdung darstellt, dann ist das eine
Gefährdung zu viel.» Mit 28 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm die Ständekammer
die Motion an. 3

MOTION
DATUM: 16.12.2021
KARIN FRICK

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Die Schweiz als internationalen Gerichtsstandort weiter zu stärken, war das Ziel einer
Motion, welche die RK-SR im April 2021 einreichte. Dazu sollte der Bundesrat dem
Parlament den Entwurf eines Bundesbeschlusses zur Ratifikation des Haager
Übereinkommens von 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen vorlegen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. In der Sommersession 2021 warb die
Lisa Mazzone (gp, GE) um Unterstützung für das Anliegen der Kommission. Durch die
Ratifikation des Haager Übereinkommens wären Kantone in der Lage, Gerichte und
Kammern für internationale Handelsstreitigkeiten zu schaffen. Man würde damit auch
eine Lücke bei der Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen im Rahmen der
Gerichtsstandsvereinbarung schliessen, sodass die Vollstreckung der Urteile von
Schweizer Gerichten im Ausland sichergestellt würde. Der Ständerat nahm die Motion
stillschweigend an. 4

MOTION
DATUM: 16.06.2021
AMANDO AMMANN
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Mit einer Motion forderte die Freiburger Ständerätin Johanna Gapany (fdp), dass der
Bund den Schutz von Cyberangriffen auf die KMU sowie auf die kantonalen und
kommunalen Verwaltungen ausdehnt. Nach Meinung der Freisinnigen verfüge nur der
Bund über die geeigneten Ressourcen und Kompetenzen, um diese kritischen
Infrastrukturen vor Angriffen aus dem Internet zu schützen. In der Wintersession 2021
überwies der Ständerat die Motion auf Antrag von Charles Juillard (mitte, JU)
stillschweigend an seine SiK zur Vorberatung. Entgegen der ablehnenden Haltung des
Bundesrates, der auf das Subsidiaritätsprinzip pochte und auf die bereits getroffenen
Massnahmen verwies, müsse vertieft geprüft werden, ob in diesem Bereich nicht besser
der Bund verstärkt eingreifen sollte, begründete der Jurassier seinen Ordnungsantrag. 5

MOTION
DATUM: 07.12.2021
MARCO ACKERMANN

Landwirtschaft

Landwirt (Beruf)

En réaction à la suspension de la Politique agricole 22+ (PA 22+) et du gel des avancées
sociales prévues pour les conjoint.e.s travaillant sur l'exploitation agricole, Johanna
Gapany (plr, FR) a déposé une motion afin que ce sujet soit traité par les chambres
indépendamment de la PA 22+. Elle demande l'instauration d'une couverture sociale
pour le ou la conjointe du ou de la paysanne responsable de l'exploitation. Aujourd'hui,
de nombreuses femmes de paysans ne sont pas suffisamment couvertes en cas
d'accident, de maladie ou d'invalidité. La sénatrice fribourgeoise appelle donc les
autorités à poursuivre ce qui avait été entrepris dans le cadre de la PA 22+ et
d'améliorer tant la couverture sociale que la prévoyance vieillesse. Afin de discuter plus
en profondeur de ce problème, Olivier Français (plr, VD) a proposé de poursuivre
l'examen de la motion au sein de la commission compétente, ce qui a été tacitement
accepté par la chambre haute. Deux autres textes à la teneur similaire ont été déposés
au Conseil national par la députée Simone de Montmollin (plr, GE) (Mo. 21.3374) et le
députée Jacques Nicolet (udc, VD) (Mo. 20.4592). 6

MOTION
DATUM: 18.03.2021
KAREL ZIEHLI

Le groupe du PBD souhaite une meilleure indemnisation du ou de la partenaire
d'exploitation en cas de divorce, la situation actuelle n'étant pas satisfaisante et
menant à des situations parfois critiques. En effet, aucune obligation de régulation de
la participation du ou de la conjointe travaillant sur le domaine n'existe pour l'heure,
rendant le décompte des heures réalisées complexe. Le Conseil fédéral s'est montré en
faveur de changements dans ce domaine mais a formulé des propositions distinctes
dans le cadre la Politique Agricole 22+ (PA 22+); des propositions reprises par Simone
de Montmollin (plr, GE) (Mo. 21.3374), Johanna Gapany (plr, FR) (Mo. 20.4574) et
Jacques Nicolet (udc, VD) (Mo. 20.4592) suite à la suspension du traitement de la PA
22+. 
Seuls les groupes du PLR et de l'UDC se sont massivement opposés à cette proposition
du PBD, qui a toutefois été  acceptée par 114 voix contre 74 et 6 abstentions. 7

MOTION
DATUM: 01.06.2021
KAREL ZIEHLI

Johanna Gapany (plr, FR) a retiré sa motion par soucis d'efficacité, la majorité de la
CER-CE soutenant une proposition identique d'ores et déjà acceptée par le Conseil
national et qui sera, quelques minutes plus tard, acceptée à l'unanimité par les
membres de la chambre haute. 8

MOTION
DATUM: 30.09.2021
KAREL ZIEHLI

C'est à l'unanimité et avec le soutien du Conseil fédéral que le Conseil des Etats a
accepté la motion de Montmollin (plr, GE) visant à améliorer la couverture sociale du
ou de la partenaire qui travaille sur les exploitations agricoles. Comme précisé par la
rapporteuse de la CER-CE, Adèle Thorens Goumaz (verts, VD), cette question touche
principalement des paysannes, trop peu assurées, alors que plus de 43'000 femmes
travaillent sur des exploitations familiales. Le but serait de mieux les protéger en cas
d'accident, de maladie et d'invalidité, ce qu'il serait possible d'atteindre avec une
modification de l'article 70a de la LAgr, selon la motionnaire. 

MOTION
DATUM: 30.09.2021
KAREL ZIEHLI
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Le Conseil fédéral s'est dit prêt à mettre rapidement en œuvre cette mesure, qui
devrait être relativement contraignante, le versement des paiements directs devant
être à l'avenir couplé à une protection sociale suffisante du ou de la conjointe qui
travaille sur le domaine. Lors d'un même débat, la motion Gapany (plr, FR), au contenu
identique, a été retirée pour des raisons d'efficacité, tandis que la motion 19.3445 sur
l'amélioration de la situation des conjoint.e.s en cas de divorce a été acceptée et la
motion 19.3446 du PBD sur l'allocation maternité a été rejetée. 9

Agrarprodukte

Le Conseil des Etats a décidé de transmettre une motion déposée par la sénatrice
Marianne Maret (pdc, VS) à la commission compétente (CER-CE) pour un examen
préalable. La sénatrice valaisanne souhaite imposer aux importateurs de vins étrangers
de vendre également des vins suisses, une mesure qui pourrait aider le secteur viticole
à surmonter la longue crise qu'il connaît et qui s'est renforcée avec le Covid-19. 10

MOTION
DATUM: 24.09.2020
KAREL ZIEHLI

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La mise en place de la vidéosurveillance dans les abattoirs était au menu du Conseil
des Etats. Le socialiste zurichois Daniel Jositsch a, en effet, proposé à ses consœurs et
confrères de rendre obligatoire la surveillance vidéo dans ces endroits sensibles.
Aujourd'hui, l'exploitant.e de l'abattoir est dans l'obligation de désigner une personne
responsable de garantir le bon déroulement de l'étourdissement et de l'abattage de
l'animal. Cette personne est référente pour les vétérinaires officiels qui procèdent à
des contrôles par sondage. Cette procédure contient des lacunes qui ont été soulevées
à de nombreuses reprises par des organisations de protection des animaux ayant
effectué des enregistrements vidéo de manière clandestine. Chaque raté
d'étourdissement ou de saignée, non détecté par les vétérinaires, mène à une
souffrance énorme pour l'animal, souffrance qui n'a plus lieu d'être selon le sénateur
zurichois. Pour appuyer son propos, Daniel Jositsch a cité un rapport délivré par
l'OSAV, qui constate que des problèmes subsistent encore en Suisse, malgré une
législation sur la protection des animaux exigeante. Conscient que la vidéosurveillance
peut créer des difficultés en termes de protection des données et de droits de la
personnalité, le sénateur a proposé de la réduire aux zones les plus sensibles des
abattoirs. De plus, seules les autorités compétentes auraient accès à ces
enregistrements. 
On l'apprenait dans les journaux, certains abattoirs filment d'ores et déjà les étapes
sensibles de la mise à mort des animaux, à l'image de Micarna – propriété de Migros –
qui a mis en place un tel système dans ses locaux situés à Courtepin. 
Deux membres du groupe du centre, Benedikt Würth (SG) et Marianne Maret (VS) se
sont opposés à la motion lors des débats en chambre, tous deux considérant que cette
mesure est disproportionnée. La sénatrice valaisanne redoute également que cela ne
mène à une généralisation de la vidéosurveillance, des endroits comme les EMS, les
hôpitaux ou les écoles n'étant pas exempt de scandales. 
Le Conseil fédéral s'est également opposé à cette motion, Alain Berset a précisé qu'une
révision de l'ordonnance sur la protection des animaux (OPAn) lors de leur abattage
avait été initiée. L'exécutif considère qu'il faut analyser le problème de manière plus
globale, l'instauration d'une obligation de filmer n'ayant qu'une portée symbolique. 
Au final, seul.e.s 5 sénatrices et sénateurs ont soutenu la motion Jositsch, tandis que
32 s'y sont opposé.e.s et 6 se sont abstenu.e.s. 11

MOTION
DATUM: 03.06.2020
KAREL ZIEHLI
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Ständerat stimmte der Motion Nantermod (fdp, VS) «Elektrofahrräder.
Gesetzgebung an die Verwendung im Tourismus anpassen» in der Wintersession 2020
stillschweigend zu, nachdem Marianne Maret (cvp, VS) für die Kommission noch einmal
die Vorteile der Motion erläutert hatte, welche vor allem in der gesteigerten
touristischen Attraktivität der Schweiz als «Veloland» lägen. 12

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Ständerat als Zweitrat mit einer
Motion von Lisa Mazzone (gp, GE) bezüglich des Erwerbs von Anteilscheinen von
Wohnbaugenossenschaften durch in der Schweiz ansässige aussereuropäische
Staatsangehörige. Nach der Wahl von Mazzone in den Ständerat war die Motion im
Nationalrat von ihrem Fraktionskollegen Michael Töngi (gp, LU) übernommen und dort
schliesslich angenommen worden. Nun da die Motion im Ständerat behandelt wurde,
versuchte Mazzone selbst die Mitglieder der kleinen Kammer von ihrem Vorstoss zu
überzeugen. Sie vertrat dabei die Kommissionsminderheit, denn die zuständige RK-SR
hatte die Motion mehrheitlich zur Ablehnung empfohlen. Die Mehrheit der Kommission
argumentierte, dass das Anliegen zwar in der Vernehmlassung zur Revision der Lex
Koller positiv aufgenommen worden sei, eine Mehrheit der Teilnehmenden sich aber für
eine Änderung auf Verordnungsstufe ausgesprochen hätten. Eine solche Änderung auf
Verordnungsstufe sei aber rechtlich nicht möglich und eine Revision auf Gesetzesstufe
aufgrund der ablehnenden Haltung der Vernehmlassungsteilnehmenden diesbezüglich
nicht angezeigt. Die Kommission folgte damit der Haltung des Bundesrates. Mazzone
hingegen argumentierte, dass es aussereuropäischen Staatsangehörigen ohne Änderung
der Bestimmung nicht möglich sei, in Genossenschaftswohnungen zu leben, da dies
einen Erwerb von Anteilsscheinen voraussetzt – was insbesondere für ausländische
Studierende ein Problem sei. Dies entspreche nicht dem Geist der Lex Koller. Da
Personen mit einem B-Ausweis aus dem EU/EFTA-Raum nicht vom Erwerb der
Anteilsscheine ausgeschlossen sind, bestehe zudem eine ungerechtfertigte
Diskriminierung aufgrund der Herkunft. Nicht zuletzt gelte in Genossenschaften das
Prinzip «eine Person, eine Stimme», weshalb der Einfluss von ausländischen Personen
auf die Entscheidungen der Genossenschaft minimal wäre.
Die Mehrheit der kleinen Kammer folgte hingegen der Kommissionsmehrheit und lehnte
die Motion mit 24 zu 13 Stimmen (bei einer Enthaltung) ab. 13

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ELIA HEER

Wohnungsbau und -eigentum

Mitte Mai 2021 reichte die WAK-NR eine Motion ein, mit welcher sie den Bundesrat
auffordern wollte, seinen 2018 verworfenen Vorentwurf einer Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex
Koller») dem Parlament zu unterbreiten. Der Bundesrat hatte den Vorentwurf 2017
ausgearbeitet und diesem verschiedene Verschärfungen der in der Lex Koller
enthaltenen Massnahmen beigefügt, beispielsweise Bestimmungen zur Verschärfung
des Hauptwohnerwerbs durch Personen aus Nicht-EU-EFTA-Staaten oder ein explizites
Verbot von vollständigen oder teilweisen Umnutzungen von Betriebsstätten zu
Wohnraum. Ausserdem hätte die Vorlage das Anliegen eines Postulates von Antonio
Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200) umgesetzt, wonach Staatsangehörigen aus
aussereuropäischen Ländern der Erwerb von Anteilsscheinen an
Genossenschaftswohnungen erlaubt werden solle, damit diese Zugang zu günstigem
genossenschaftlichem Wohnraum haben können. Aufgrund der überwiegend negativen
Rückmeldungen in der Vernehmlassung hatte der Bundesrat das Revisionsvorhaben
jedoch im Juni 2018 aufgegeben. In der Begründung ihrer Motion schreibt die WAK-NR,
dass sie sich zwar bewusst sei, dass der Vorentwurf umstritten war. Die Kommission
wolle sich jedoch nicht im Vorhinein der Diskussion verschliessen, sondern diese im
Parlament austragen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Kommissionsmotion. In seiner
Stellungnahme von Mitte August 2021 begründete er den Antrag mit der seiner Ansicht

MOTION
DATUM: 18.08.2021
ELIA HEER
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nach unveränderten Ablehnung des Entwurfs durch einen Grossteil der interessierten
Organisationen und der Parteien. Dies hätten beispielsweise die Beratungen zu einer
parlamentarischen Initiative der RK-NR (Pa.Iv. 21.400), welche die Bewilligungspflicht
für den Erwerb von Grundstücken durch ausländische Personen auf Betriebsstätten-
Grundstücke hätte ausdehnen wollen, gezeigt. Das Anliegen des Postulates Hodgers sei
mittlerweile in einer Motion Mazzone (gp, GE; Mo. 18.4314) aufgenommen und in dieser
Form vom Ständerat verworfen worden. Und nicht zuletzt seien extern eingeholte
Regulierungsfolgenabschätzungen zum Schluss gekommen, dass es aus ökonomischer
Sicht vorteilhafter ist, bei der bisherigen Regelung zu bleiben. 14

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die SGK-SR forderte den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, seine
Datenmanagementpolitik im Gesundheitsbereich zu ändern. Während der
Wintersession 2020 erläuterte Johanna Gapany (fdp, FR) für die Kommission, dass im
Zuge der Covid-19-Krise einige Lücken bezüglich der Verwaltung und Veröffentlichung
von medizinischen Daten hätten festgestellt werden können, die es zu schliessen gelte.
Mit der «Open Government Data»-Strategie 2019–2023 könne die Arbeit des
Datenmanagements, bei welchem es sich um ein unverzichtbares
Entscheidungsinstrument handle, zumindest zu gewissen Teilen erleichtert werden.
Daher strebe man mit der Motion eine zügige Umsetzung dieser Strategie an. Weiter sei
die Vergleichbarkeit von Zahlen wie etwa der Anzahl durchgeführter Tests oder der
Auslastung der Spitäler äusserst zentral, weil diese eine wichtige Grundlage für die
Legitimation von Entscheidungen darstellten. Um diese in Zukunft sicherzustellen, solle
das BAG in Krisenzeiten über eine zentralisierte Datenbank verfügen, die vollständige
und täglich aktualisierte Daten zu materiellen und personellen Ressourcen umfasse.
Dabei müsse auch die Praxis anderer Staaten berücksichtigt werden, da man von
ebendiesen lernen könne. Das Geschäft beinhaltete zudem die Forderung, auf
Grundlage des EpG den Abschluss von internationalen Abkommen über den
Informations- und Datenaustausch im Epidemiefall voranzutreiben. EDI-Vorsteher
Berset hielt fest, es handle sich beim Vorstoss im breiteren Sinne um ein «écho» auf
die beiden Motionen 18.3432 und 18.3433. Aus den gleichen Überlegungen wie von
Gapany dargelegt, begrüsse der Bundesrat den Vorstoss. Das Geschäft wurde in der
Folge stillschweigend angenommen. 15

MOTION
DATUM: 15.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Asylpolitik

En décembre 2018, alors qu'elle était encore conseillère nationale, Lisa Mazzone avait
déposé une motion demandant au Conseil fédéral de prendre les mesures nécessaires
pour permettre aux cantons de prolonger eux-mêmes les autorisations d'exercer une
activité lucrative pour certaines personnes au-delà de leur délai de départ. Le but
d'une telle démarche serait de permettre aux personnes requérantes d'asile déboutées
de travailler. Les délais entre la décision de départ et le renvoi effectif peuvent être
très longs, voire même interminables, quand par exemple les renvois prononcés ne sont
pas exécutables. 
L'objet a été traité, en octobre 2020, à la chambre du peuple. Le vert Nicolas
Walder(verts, GE) l'a repris, Lisa Mazzone ayant été élue au Conseil des Etats. La
ministre de Justice et Police Karin Keller-Sutter s'est prononcée au nom du Conseil
fédéral contre la motion. Elle a annoncé que la possibilité théorique existait de
prolonger le droit de travailler au-delà du délai de départ, mais qu'elle n'avait jamais
été utilisée. Elle a ajouté trouver «inopportun» qu'une telle compétence relève des
cantons, soulignant également que les personnes déboutées sont «moins motivées» à
quitter la Suisse si elles ont l'autorisation d'y travailler. Ces arguments ont convaincu
une majorité du Conseil national (112 voix) à l'exception des groupes socialiste et vert,
ainsi que cinq membres du groupe du centre (en tout 67 voix). 16
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Les conditions pour le regroupement familial dans le droit d'asile sont, selon Lisa
Mazzone (pes, GE), trop strictes. Pour les personnes dont le statut de réfugié-e a été
reconnu (permis B), les membres de la famille nucléaire (conjoint-e et enfant-s mineur-
e-s) peuvent venir en Suisse sans délai. Il est nécessaire, pour les personnes au
bénéfice d'une admission provisoire (permis F), d'être indépendantes financièrement,
de pouvoir offrir à leur famille un logement approprié et enfin d'observer une période
de carence de trois ans pendant laquelle la famille n'a pas le droit de venir en Suisse.
Estimant que ces règles contreviennent durement au droit constitutionnel à la famille,
la conseillère Mazzone demande, via une motion, la suppression du délai et des
obstacles financiers au regroupement familial pour les détenteur-ices de permis F et
l'élargissement de la notion de famille au-delà du noyau, afin d'y inclure les parents,
grands-parents, les petits-enfants et les frères et sœurs pour les deux catégories de
permis. Suite à l'élection de l'écologiste genevoise au Conseil des États, sa camarade
zurichoise Katharina Prelicz-Huber a repris l'objet. Elle l'a défendu en vain en chambre
basse, qui l'a refusé par 117 voix contre 62, sans débat. Le camp vert-rose était seul à se
montrer en faveur de la motion. 17

MOTION
DATUM: 30.10.2020
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

En septembre 2020, le Conseil national a classé une motion qui demandait au Conseil
fédéral d'élargir la protection des victimes de violences conjugales. Le texte proposait
d'assurer une protection équivalente aux victimes, qu'elles soient ressortissantes ou
non de l'Union européenne (levant ainsi la réserve émise à la Convention d'Istanbul), de
faire en sorte que le recours à l'aide sociale ne permette plus de refuser le
renouvellement de permis de séjour et enfin que les informations fournies par les
services spécialisés dans les violences conjugales soient systématiquement prises en
compte. Suite à l'élection de Lisa Mazzone au Conseil des Etats, sa collègue de parti
Léonore Porchet a repris l'objet. Elle n'aura cependant pas l'occasion de le défendre en
tribune, le Conseil n'ayant pas achevé l'examen dans le délai de deux ans, ce qui a
conduit à son classement.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des États. Le résultat du vote a été très serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» à savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcèlement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par l'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que l'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité à plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions à la motion sont à chercher notamment du
côté de l'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée à la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux États, pour avoir été la seule femme du
Conseil à voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, où elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment
concrète. Elle se défend d'ailleurs d'être féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «très
fâchée» par le résultat du vote. 18
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Motion «Förderung der
Mobilität und der Sprachaufenthalte der Lernenden» der WBK-NR. Matthias Michel
(fdp, ZG) beantragte seitens der Kommissionsmehrheit die Ablehnung der Motion. Die
Kommission unterstütze das Grundanliegen – den sprachlichen Austausch der
Jugendlichen in der beruflichen Grundbildung –, sie sei aber der Ansicht, dass die
Forderung bereits umgesetzt werde. So seien im Rahmen der Kulturbotschaft 2021-
2024 bereits ausreichend Mittel für die sprachliche Mobilität gesprochen worden.
Zudem plane die Initiative Berufsbildung 2030 die Digitalisierung voranzutreiben, damit
dürfe auch der Forderung nach einer digitalen Informationsplattform entsprochen
werden, so Michel. Demgegenüber argumentierte Johanna Gapany (fdp, FR), dass der
sprachliche Austausch bei den Lernenden noch nicht genügend gefördert werde. Die
Lehre müsse noch stärker aufgewertet werden, entsprechend solle die Motion
angenommen werden.
Schliesslich entschied sich der Ständerat äusserst knapp, mit 21 zu 20 Stimmen, für die
Annahme der Motion. 19

MOTION
DATUM: 14.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In der Frühjahrssession 2021 wurde eine im Sommer 2020 eingereichte Motion
Sommaruga (sp, GE), die vom Bundesrat unterstützende Massnahmen für Schweizer
Museen bei der Rückgabe und Rückführung von Kulturgütern mit kolonialzeitlichem
Hintergrund forderte, zurückgezogen. Der Motionär führte an, dass, auch wenn die
Schweiz keine Kolonialmacht per se war, sie stark von der westlichen Dominanz der
Kolonialzeit profitiert habe, weshalb entsprechende Massnahmen zur technischen,
finanziellen und logistischen Unterstützung seitens des Bundes zur Rückführung
angebracht seien.
Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme vom August 2020 mit Verweis auf seine
Stellungnahmen zur Motion Wermuth (sp, AG; Mo. 18.4236) sowie die Anfrage (18.1092)
und Interpellation (18.4067) Sommaruga den Vorstoss zur Ablehnung beantragt. Im
Weiteren hatte er darauf verwiesen, dass der Bund bereits seit 2016 im Rahmen der
Provenienzforschung öffentliche und private Museen unterstütze und diese angehalten
seien, ihre Forschungsresultate mit dem Internetportal der Anlaufstelle Raubkunst des
BAK zu verlinken. Auch stehe der Bund bereits heute bei Kulturgüterstreitigkeiten als
intermediärer Partner zur Verfügung und mit dem Kulturgütertransfergesetz bestehe
auch schon eine allgemeine Rechtsgrundlage für entsprechende Belange.
In der Herbstsession 2020 hatte der Ständerat die Motion gemäss einem
Ordnungsantrag Gapany (fdp, FR) an die WBK-SR zur Vorberatung überwiesen. Diese
hatte in ihrem Bericht vom Februar 2021 mit 4 zu 4 Stimmen und Stichentscheid von
Vizepräsident Thomas Hefti (fdp, GL) den Vorstoss zur Ablehnung beantragt. Die
Kommissionsmehrheit anerkenne die Bedeutung der Provenienzforschung, sehe aber
keinen unmittelbaren gesetzgeberischen Handlungsbedarf, da die
Unterstützungsleistungen in diesem Bereich bereits sehr gut von der Anlaufstelle
Raubkunst wahrgenommen würden, war argumentiert worden. Die
Kommissionsminderheit war hingegen der Ansicht, dass die laufenden Arbeiten in
diesem Bereich sowie die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure und die Rolle
der Schweiz auf internationaler Ebene durch diesen Vorstoss gestärkt werden könnten.
Im März 2021 führte Kulturminister Berset im Rahmen der Ständeratsdebatte an, dass
man sich aufgrund der grossen Relevanz des Themas vorstellen könne, nach Möglichkeit
bis Ende Jahr einen Bericht vorzulegen, der aufzeige ob und in welchem Umfang die
bestehenden Massnahmen funktionierten und ob es doch noch allfälligen
Anpassungsbedarf gebe. Die Aussicht auf diesen Bericht bewegte schliesslich den
Motionär zum Rückzug seines Vorstosses. 20

MOTION
DATUM: 08.03.2021
MELIKE GÖKCE

1) AB SR, 2021, S. 1376 ff. ; CdT, Lib, NZZ, TA, 15.12.21; AZ, 16.12.21
2) AB SR, 2021, S. 1376 ff.; Mo. 21.3112
3) AB SR, 2021, S. 1411 ff.; Mo. 21.4183
4) AB SR, 2021, S. 694; Mo. 21.3455
5) AB SR, 2021, S. 1251
6) AB SR, 2021, S. 325 
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7) AB NR, 2021, S. 921 s.
8) AB SR, 2021, S.1080 ff. 
9) AB SR, 2021, S.1080 ff. 
10) AB SR, 2020, S.1042 f. 
11) AB SR, 2020, S.305 ff. ; Rapport de l'OSAV du 14.01.2020. Protection des animaux et contrôle des viandes dans les
abattoirs; TA, 3.6.20; NZZ, TA, 4.6.20
12) AB SR, 2020, S. 1259 f.
13) AB SR, 2021, S. 694 ff.
14) Mo. 21.3598
15) AB SR, 2020, S. 1370
16) BO CN, 2020, p. 2081 s.
17) BO CN, 2020, p. 2080
18) BO CE, 2020, p. 1289 ss.; LT, 31.10.20; Lib, 11.12., 12.12.20
19) AB SR, 2021, S. 625 ff.
20) AB SR, 2020, S. 948 f.; Anf. 18.1092; Antrag Gapany; Bericht WBK-SR vom 23.2.21; Ip. 18.4067
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